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Zusammenfassung 

 

 

Der Europäische Binnenmarkt ist eine der 

größten Errungenschaften der Europäischen 

Union und basiert auf den vier Grundfreihei-

ten, die im Primärrecht der EU verankert sind: 

Arbeitnehmerfreizügigkeit, Dienstleistungs-

freiheit sowie der freie Waren- und Kapitalver-

kehr.  

 

Die Arbeitnehmerfreizügigkeit und die Dienst-

leistungsfreiheit dürfen nicht Opfer des neuen 

Protektionismus werden. Denn ein reibungs-

loser und erfolgreicher Binnenmarkt kann 

nicht ohne diese zwei wichtigen Säulen funk-

tionieren. Allerdings gefährden die immer 

komplexeren und bürokratischeren europäi-

schen Entsenderegelungen genau diese zwei 

Grundfreiheiten. 

 

Das bestehende Entsendesystem in der Eu-

ropäischen Union braucht daher eine drin-

gende Neuaufstellung auf der Basis der gel-

tenden europäischen Grundfreiheiten. Die 

deutschen Arbeitgeberverbände sehen zwei 

Hauptprioritäten: erstens kurzfristige Maß-

nahmen, die im Rahmen des geltenden euro-

päischen Rechtsrahmens umgesetzt werden 

können, und zweitens längerfristige Maßnah-

men, die eine Änderung des bestehenden eu-

ropäischen Rechtsrahmens voraussetzen 

(ein neues europäisches Entsendesystem): 

 

1.  Kurzfristige Maßnahmen: 

▪ die Umsetzung der von der Entsen-

derichtlinie 96/71/EG vorgesehenen 

obligatorischen Ausnahmen von ih-

rem Anwendungsbereich in allen 

Mitgliedstaaten sicherstellen 

▪ EU-weite Nichtanwendung von Ent-

sendevorgaben auf Dienstreisen 

ohne Dienstleistungserbringung ge-

währleisten 

▪ einheitliche Anwendung der europä-

ischen Vorgaben zur A1-Bescheini-

gung sichern  

▪ die Einleitung von Maßnahmen ge-

gen die Mitgliedstaaten, die unver-

hältnismäßige und ungerechtfertigte 

Verwaltungsanforderungen im Rah-

men der Umsetzung der Durchset-

zungsrichtlinie erlassen haben, 

durch die EU-Kommission. 

 

2. Langfristige Maßnahmen 

▪ Ein Level Playing Field garantieren - 

Die Besonderheiten der Branchen 

berücksichtigen 

▪ Einheitliche und unbürokratische Re-

gelungen EU-weit sicherstellen 

▪ Vorgaben vereinfachen - Bessere 

Verzahnung zwischen den arbeits- 

und sozialrechtlichen Entsendeanfor-

derungen gewährleisten  
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▪ Auf das bürokratische System der 

A1-Bescheinigung verzichten - Digi-

talen Systemwechsel vollziehen 

▪  Zugang zu Informationen verbessern 

- Europäische Arbeitsagentur einbin-

den.  

 

 

Im Einzelnen  

 

Binnenmarkt stärken – Faire Arbeitneh-

mer- und Dienstleistungsmobilität ge-

währleisten 

 

In den letzten Jahren wurden die arbeits- und 

sozialversicherungsrechtlichen Vorgaben für 

die Entsendung innerhalb der EU erheblich 

verschärft. Insbesondere im Zuge der Umset-

zung der Durchsetzungsrichtlinie zur Entsen-

derichtlinie (Richtlinie 2014/67/EU) wurden in 

den EU-Mitgliedstaaten umfangreiche Melde- 

und Dokumentationspflichten eingeführt, die 

zu einem wahren Flickenteppich an Verfahren 

innerhalb der EU geführt haben.  

 

So müssen die entsandten Arbeitnehmer in 

der Regel auf einem Internetportal des Ziel-

landes vor der Einreise angemeldet werden. 

Allerdings unterscheiden sich die weiteren 

Vorgaben z. B. zu den meldepflichtigen Tätig-

keiten, zum Zeitpunkt der Anmeldung, zum 

Inhalt der Anmeldung, zu den mitzuführenden 

Dokumenten sowie zu den Pflichten nach der 

Beendigung des Einsatzes stark voneinan-

der. So muss z. B. die Anmeldung der Ent-

sendung vor Arbeitsbeginn in Frankreich, Lu-

xemburg, Belgien und den Niederlanden er-

folgen, während sie in der Schweiz spätes-

tens 8 Tage vor Arbeitsaufnahme vorgenom-

men werden muss.  

 

Zudem gibt es verschiedene Besonderheiten 

von Land zu Land, die beachtet werden müs-

sen: Diese reichen von dem Erfordernis einer 

Vorabmeldung beim Staatssekretariat für Bil-

dung im Falle eines reglementierten Berufes 

in der Schweiz bis zur monatlichen Übermitt-

lung der Lohnzettel und Arbeitsnachweise an 

das Gewerbeamt in Luxemburg oder zur Vor-

lagepflicht einer schriftlichen oder elektroni-

schen Kopie der Anmeldung beim Dienstleis-

tungsempfänger vor Arbeitsbeginn in den 

Niederlanden. 

 

Die revidierte Entsenderichtlinie (Richtlinie 

2018/957/EU) – die bis Ende Juli 2020 in das 

nationale Recht umgesetzt werden musste – 

hat weitere Verschärfungen und mehr Kom-

plexität für Arbeitgeber mit sich gebracht: 

Statt der bisherigen Mindestlohnsätze muss 

künftig die Entlohnung ermittelt werden, die 

für einen vergleichbaren Arbeitnehmer in all-

gemeinverbindlich erklärten Tarifverträgen o-

der kraft Gesetzes im Zielland gilt. Dabei 

muss beachtet werden, dass es z. B. in Frank-

reich um die 600 Sektoren gibt, jeder Sektor 

eigene Tarifverträge abschließt und alle für 

allgemeinverbindlich erklärt werden. Zudem 

ist zu beachten, dass z. B. in der Bauwirt-

schaft in Deutschland eine effektive Kontrolle 

des Mindestlohnes 2 West durch den Zoll be-

reits heute kaum möglich ist. Eine Ausweitung 

auf weitere Entgeltbestandteile wie Zulagen 

und Zuschläge wird die Kontrolle für den Zoll 

weiter erschweren. Die tariflichen Regelun-

gen für z. B. Zulagen und Zuschläge werden 

für den Zoll schwer zu beurteilen sein. Dies 

birgt für Betriebe die Gefahr einer unrechtmä-

ßigen Sanktionierung. 

 

Darüber hinaus wird bei jeder Entsendung mit 

einer Dauer von über 12 bzw. 18 Monaten das 

gesamte Arbeitsrecht des Ziellandes Anwen-

dung finden, so dass ein Günstigkeitsver-

gleich zwischen dem deutschen und dem je-

weiligen ausländischen Arbeitsrecht durchge-

führt werden muss, um eine unzulässige 

Schlechterstellung des Entsandten gegen-

über dem nationalen Recht zu vermeiden.  

 

Darüber hinaus muss bei jeder Entsendung 

mit der A1-Bescheinigung nachgewiesen 

werden, dass die entsandte Person für die 

Zeit der Entsendung im heimischen System 

sozialversichert bleibt. Diese ist grundsätzlich 

bei jeder Erwerbstätigkeit im EU-Ausland, 

den EWR-Staaten Island, Liechtenstein, Nor-

wegen sowie der Schweiz vor Beginn der Tä-

tigkeit zu beantragen und kann bei Kontrollen 

von den zuständigen Behörden verlangt wer-

den. Die Verordnung Nr. 883/2004 zur Koor-

dinierung der Systeme der sozialen Sicher-

heit und deren Durchführungsverordnung Nr. 

987/2009 – die Rechtsgrundlage für die A1-

Bescheinigung – sehen keine Unterschei-
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dung zwischen Dienstreisen und Dienstleis-

tungserbringungen vor, so dass für jede 

Dienstreise ohne jeglichen Bezug zur Erbrin-

gung einer Dienstleistung die Vorlage einer 

A1-Bescheinigung erforderlich ist.  

 

Im Zuge der Umsetzung der Durchsetzungs-

richtlinie haben einige EU-Mitgliedstaaten (z. 

B. Österreich, Frankreich) ihre nationalen 

Vorschriften zur Bekämpfung von Sozialdum-

ping und Schwarzarbeit verschärft, in dem sie 

z. B. die Vorlage der A1-Bescheinigung als In-

diz für eine rechtmäßige Entsendung unter 

Androhung von hohen Geldbußen zwingend 

vorschreiben. So wird in Österreich z. B. ge-

regelt, dass das Nichtvorliegen der A1-Be-

scheinigung nach dem Lohn- und Sozialdum-

ping-Bekämpfungsgesetz mit einer Geldbuße 

von 1.000 bis 10.000 Euro bestraft wird und 

die Sozialversicherung in Österreich entrich-

tet werden muss. In Frankreich kann ein Buß-

geld in Höhe von 4.000 Euro pro Entsandten 

erhoben werden, im Wiederholungsfall inner-

halb von 2 Jahren beträgt das Bußgeld 8.000 

Euro.  

 

Diese komplexen, bürokratischen und von 

Mitgliedsland zu Mitgliedsland unterschiedli-

chen Vorgaben für Entsendungen haben 

dazu geführt, dass die Arbeitgeber einen 

enormen administrativen Aufwand betreiben 

müssen, der den Grundsätzen eines EU-Bin-

nenmarktes nicht mehr gerecht wird oder die-

sen sogar widerspricht.  

 

Wir brauchen eine faire Förderung der Arbeit-

nehmer- und Dienstleistungsmobilität in der 

EU, die in einem ausgewogenen Verhältnis 

zur Bekämpfung von Sozialdumping und 

Schwarzarbeit stehen muss. Die jetzigen eu-

ropäischen Vorgaben entsprechen nicht den 

Bedürfnissen unterschiedlicher Branchen und 

Sektoren der Wirtschaft, sondern diese sind 

alle den gleichen pauschalen Normen unter-

stellt. Diese Situation trägt in keiner Weise 

den wirtschaftlichen Realitäten ausreichend 

Rechnung.  

 

1. Kurzfristige Maßnahmen - Vorschläge 

im Rahmen des bestehenden europäi-

schen Entsendesystems 

 

Als Maßnahmen mit kurzfristiger Wirkung 

sollte die EU-Kommission in erster Linie si-

cherstellen, dass die von der Entsenderichtli-

nie 96/71/EG vorgesehenen obligatorischen 

Ausnahmen von ihrem Anwendungsbereich 

in allen Mitgliedstaaten umgesetzt werden. Es 

handelt sich hier um Erstmontage- und/oder 

Einbauarbeiten, die 8 Tage nicht überschrei-

ten (Art. 3 Abs. 2 der Richtlinie 96/71/EG). 

Dieser Ausnahmetatbestand für kurzzeitige 

Montage- und Einbaueinsätze ist immer noch 

nicht in allen Mitgliedstaaten umgesetzt wor-

den, wie z. B. in Frankreich. Dies stellt einen 

wichtigen ersten Beitrag zur Harmonisierung 

im Bereich der europäischen Entsendung dar. 

 

Die EU-Kommission hat am 25. September 

2019 den Praktischen Leitfaden für die Ent-

sendung von Arbeitnehmern als Hilfsinstru-

ment für die korrekte und einheitliche Anwen-

dung der Entsendevorschriften innerhalb der 

EU herausgegeben. Der Leitfaden stellt klar, 

dass Dienstreisen ohne Dienstleistungser-

bringung (z. B. Teilnahme an einer Konfe-

renz, Messe etc.) nicht unter den Anwen-

dungsbereich der Entsenderichtlinie fallen 

und demzufolge auch die Verwaltungsanfor-

derungen und Kontrollmaßnahmen der 

Durchsetzungsrichtlinie auf diese Dienstrei-

sen nicht anwendbar sind (Nr. 2.4. des Leitfa-

dens). Auch wenn der Leitfaden kein rechts-

verbindliches Instrument darstellt, ist er sehr 

hilfreich für eine einheitliche Umsetzung und 

Anwendung der europäischen Entsendevor-

gaben.  

 

Demzufolge muss EU-weit gewährleistet wer-

den, dass die Vorgaben der Entsenderichtli-

nie auf Dienstreisen ohne Dienstleistungser-

bringung nicht angewandt werden. Als logi-

sche Konsequenz dürfen in diesen Fällen 

auch die Meldeverfahren nach Art. 9 der 

Durchsetzungsrichtlinie zur Entsenderichtli-

nie nicht anwendbar sein. 

 

Zudem muss eine einheitliche Anwendung 

der Vorgaben der Verordnung Nr. 883/2004 

und deren Durchführungsverordnung Nr. 

987/2009 in allen EU-Mitgliedstaaten durch-

gesetzt werden. Art. 15 Abs. 1 der Durchfüh-

rungsverordnung sieht vor, dass die Beantra-

gung der A1-Bescheinigung im Voraus er-

folgt, „wann immer dies möglich ist“. Zudem 
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hat auch der Europäische Gerichtshof in sei-

ner Rechtsprechung bestätigt, dass es aus-

reichend ist, wenn eine A1-Beschenigung 

nachträglich beantragt wird (Rs. C-527/16). 

Die Mitführungspflicht einer A1-Bescheini-

gung bzw. die Verhängung von erheblichen 

Sanktionen bei Nichtvorlage der A1-Beschei-

nigung auch für kurzfristige Entsendungen 

stehen nicht im Einklang mit der oben ge-

nannten Vorschrift. Die in Anwendung dieser 

Vorschrift in Deutschland übliche Praxis, dass 

nur bei Auslandseinsätzen von mehr als einer 

Woche eine A1-Bescheinigung beantragt 

werden muss, ist ein Best-Practice-Beispiel, 

dem gefolgt werden kann.  

 

Die EU-Kommission, als Hüterin der Ver-

träge, muss die einheitliche Umsetzung und 

Anwendung dieser Grundregeln gewährleis-

ten und, wenn notwendig, gegen diese Mit-

gliedstaaten vorgehen, mit dem Ziel eine ein-

heitliche Umsetzung der Regelungen herzu-

stellen. Zudem soll die EU-Kommission Maß-

nahmen gegen die Mitgliedstaaten ergreifen, 

die unverhältnismäßige und ungerechtfertigte 

Verwaltungsanforderungen im Rahmen der 

Umsetzung der Durchsetzungsrichtlinie erlas-

sen haben. 

 

 

2. Langfristige Maßnahmen - Vorschläge 

für ein neues europäisches Entsendesys-

tem 

 

Für ein neues praktikables europäisches Ent-

sendesystem bedarf es wichtiger Korrekturen 

des bestehenden europäischen Rechtsrah-

mens im Sinne der in den europäischen Ver-

trägen verankerten Grundfreiheiten. Um eine 

faire Arbeitnehmer- und Dienstleistungsmobi-

lität in der EU zu fördern, sollten die folgenden 

Aspekte berücksichtigt werden:  

 

▪ Die europäischen Entsendevorgaben 

müssen die Besonderheiten der 

Branchen und Sektoren beachten, 

um gleichzeitig Flexibilität und Schutz 

zu gewährleisten; 

▪ Das europäische Entsendesystem 

muss einheitliche und unbürokrati-

sche Regelungen EU-weit sicherstel-

len; 

▪ Die europäischen Regelungen müs-

sen eine bessere Verzahnung zwi-

schen den arbeits- und sozialrechtli-

chen Anforderungen gewährleisten; 

▪ Ein praktikables Entsendesystem in 

der EU setzt den Übergang zu einem 

digitalen Nachweis der Sozialversi-

cherungszugehörigkeit voraus; 

▪ Die Einhaltung der europäischen Ent-

sendevorgaben erfordert einen effek-

tiven Zugang zu den Arbeits- und So-

zialversicherungsbedingungen in den 

Mitgliedstaaten für Arbeitgeber, Ar-

beitnehmer und Behörden gleicher-

maßen. 

 

 

Ein Level Playing Field garantieren - Die 

Besonderheiten der Branchen berücksich-

tigen 

 

Die europäischen Vorgaben zur Entsendung 

sollen ein Level Playing Field innerhalb der 

EU garantieren, an das sich alle Teilnehmer 

halten müssen. Gleichzeitig sollen aber die 

Besonderheiten und die unterschiedlichen 

Bedürfnisse der Wirtschaftsbranchen und -

sektoren berücksichtigt werden.  

 

Von der Nichtanwendung der Entsenderege-

lungen für kurzzeitige Entsendungen bzw. 

von der Befreiung des Nachweises, dass die 

Entsandten im heimischen Sozialversiche-

rungssystem bleiben, sollen bestimmte Bran-

chen wie z. B. der Bausektor nicht betroffen 

werden. So könnte z. B. die Einführung einer 

pauschalen Entgeltschwelle in Anlehnung an 

die Blaue Karte EU für Drittstaatsangehörige 

eingeführt werden. Diese soll als Nachweis 

für eine „faire Mobilität“ dienen und zur Befrei-

ung von jeglichen administrativen Melde- und 

Dokumentationspflichten arbeits- und sozial-

rechtlicher Natur führen.  

 

 

Einheitliche und unbürokratische Rege-

lungen EU-weit sicherstellen 

 

Die bestehende bürokratische und sehr kom-

plexe Regulierung im europäischen Entsen-

desystem muss aufgegeben werden: wir 

brauchen klare und vor allem unbürokratische 
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Regelungen, die EU-weit einheitlich umge-

setzt werden. Dies könnte z. B. dadurch ge-

währleistet werden, dass eine Verordnung ein 

vernünftiges und ausgewogenes Entsende-

system regelt, das sowohl die flexible Mobili-

tät der Arbeitnehmer, als auch den Schutz vor 

Schwarzarbeit und Sozialdumping im Blick 

hat.  

 

Der bestehende Flickenteppich an Melde- 

und Dokumentationspflichten muss aufgege-

ben werden. Wir brauchen weitestgehend 

EU-weit harmonisierte Vorgaben in diesem 

Bereich, um Rechtssicherheit und faire Wett-

bewerbsbedingungen in der EU zu gewähr-

leisten.  

 

Zu diesem Zweck müssen die Verwaltungs-

anforderungen in der Durchsetzungsrichtlinie 

verschlankt werden und der nicht abschlie-

ßende Katalog an Verwaltungsanforderungen 

muss revidiert werden. Obwohl die EU-Kom-

mission in ihrem Bericht vom 25. September 

2019 zur Umsetzung der Durchsetzungsricht-

linie keine Notwendigkeit für Änderungsvor-

schläge an der Durchsetzungsrichtlinie gese-

hen hat, hat sie dennoch erkannt, dass die 

Umsetzung der Richtlinie insbesondere im 

Bereich der Verringerung von Verwaltungsan-

forderungen verbessert werden kann. Diese 

Erkenntnis muss aufgegriffen und umgesetzt 

werden. 

 

Darüber hinaus muss eingesehen werden, 

dass die Ausgestaltung der bestehenden 

Ausnahmetatbestände nicht mehr zeitgemäß 

ist: einerseits muss die deutliche Zunahme 

grenzüberschreitender produktbezogener 

Dienstleistungen, andererseits müssen die di-

gitalen Dienstleistungen, wie z. B. der Einbau 

IT-gestützter Systeme in bestehenden Anla-

gen, die Vernetzung kundeneigender Sys-

teme oder Programmierung bzw. Software-

Updates aufgrund von Serviceverträgen be-

rücksichtigt werden. Hinzu kommt auch die 

notwendige Einarbeitung der Mitarbeiter. Dies 

erfordert dringend, dass den Dienstleistungs-

anbietern mehr Flexibilität eingeräumt wird.  

 

Eine vollständige Ausnahme von kurzzeitigen 

und kurzfristigen Entsendungen von dem An-

wendungsbereich der Entsendevorgaben ist 

daher sinnvoll und zielführend: in Anlehnung 

an Art. 3 Abs. 2 der Entsenderichtlinie von 

1996 sollten kürzere Auslandseinsätze von 

bis zu 8 Tagen von dem Anwendungsbereich 

der Entsendevorgaben ausgenommen wer-

den. Bestimmte Sektoren sollen jedoch davon 

ausgenommen werden (z. B. die Baubranche, 

die Fleischwirtschaft, die Gebäudereinigungs-

branche). 

 

 

Vorgaben vereinfachen - Bessere Verzah-

nung zwischen den arbeits- und sozial-

rechtlichen Entsendeanforderungen ge-

währleisten  

  

Im Rahmen der Revision der Verordnungen 

Nr. 883/2004 und Nr. 987/2009 müssen alle 

Dienst- und Geschäftsreisen sowie kurzfris-

tige Entsendungen mit Dienstleistungsbezug, 

die 8 Tage nicht überschreiten, von dem Er-

fordernis einer A1-Bescheinigung vollständig 

befreit werden. Die Besonderheiten verschie-

dener Sektoren müssen berücksichtigt wer-

den, so dass z. B. der Bausektor von dieser 

Regelung ausgenommen werden soll. 

Eine bessere Verzahnung zwischen den eu-

ropäischen arbeits- und sozialrechtlichen An-

forderungen muss gewährleistet werden. 

Wenn z. B. eine einheitliche Ausnahme für 

kurzzeitige Entsendungen von dem Anwen-

dungsbereich der Entsenderichtlinie geregelt 

ist, müssen auch die sozialrechtlichen As-

pekte einbezogen werden. Anderenfalls kön-

nen die Hindernisse für die Entsendung nicht 

effektiv abgebaut werden und das Entsende-

system bleibt weiterhin sehr komplex und mit 

vielen Rechtsunsicherheiten verbunden. 

 

 

Auf das bürokratische System der A1-Be-

scheinigung verzichten – Digitalen Sys-

temwechsel vollziehen 

 

Die sehr bürokratischen Regelungen zur Be-

antragung einer A1-Bescheinigung sollen 

perspektivisch durch eine einheitliche digitale 

Lösung im Rahmen des bereits bestehenden 

IT-Systems zum Elektronischen Austausch 

von Sozialversicherungsdaten (EESSI) er-

setzt werden. Hier könnte das bestehende E-

ESSI ausgebaut werden. Bei einer Kontrolle 

im Ausland könnte zukünftig schnell über das 

Internet überprüft werden, ob im Heimatland 
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eine Sozialversicherungspflicht besteht oder 

ob „Schwarzarbeit“ vorliegt.  

 

Dies würde zudem nicht nur den Beweis er-

leichtern, dass die betroffene Person sozial-

versichert ist und welcher Mitgliedstaat für 

den Bereich der sozialen Sicherheit zuständig 

ist, sondern würde auch zur einer einfacheren 

Zuordnung von Versicherten bei der Ermitt-

lung von Versicherungszeiten aus verschie-

denen Mitgliedstaaten bei der Prüfung von 

Sozialleistungsansprüchen führen. Ferner 

würde sie den Leistungsmissbrauch beim Be-

zug von Sozialleistungen erschweren.  

 

 

Zugang zu Informationen verbessern – Eu-

ropäische Arbeitsagentur einbinden 

 

Auch wenn die Zusammenarbeit der Mitglied-

staaten im Bereich der Entsendung sich ver-

bessert hat, ist die unterschiedliche Umset-

zung der europäischen Vorgaben in den Mit-

gliedstaaten sehr problematisch für Unterneh-

men und entsandte Arbeitnehmer. Die unter-

schiedlichsten Melde- und Dokumentations-

pflichten führen zu einem enormen administ-

rativen Aufwand, der nur noch schwer zu be-

werkstelligen ist. 

 

Die nationalen Webseiten und Internetportale 

der Mitgliedstaaten sind komplett unter-

schiedlich aufgebaut und die Informationen 

werden teilweise nur in der Landessprache 

zur Verfügung gestellt. Zudem sind die ver-

fügbaren Informationen oft nicht ausreichend, 

um die auf entsandte Arbeitnehmer anwend-

baren nationalen Rechtsvorschriften rechtssi-

cher ermitteln zu können. 

 

Zur Verbesserung des Zugangs zu Informati-

onen sollten die nationalen offiziellen Websei-

ten auf einer einzigen offiziellen Webseite der 

Europäischen Arbeitsbehörde zusammenge-

fasst werden, die als zentrales Zugangstor zu 

allen nationalen Internetportalen dienen soll. 

Die nationalen Internetportale müssen ein-

heitlich in allen Mitgliedstaaten aufgebaut 

werden und auch zumindest auf Englisch zur 

Verfügung gestellt werden. 
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Die BDA organisiert als Spitzenverband die sozial- und wirtschaftspolitischen Interessen der 

gesamten deutschen Wirtschaft. Wir bündeln die Interessen von einer Million Betrieben mit 

rund 20 Millionen Beschäftigten. Diese Betriebe sind der BDA durch freiwillige Mitgliedschaft 

in Arbeitgeberverbänden verbunden. 

 

 


